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Landeskinderschutzgesetz NRW und 
Änderung des Kinderbildungsgesetzes 

Artikel 1 
Gesetz zum Schutz des Kindeswohls und zur Weiterentwicklung und 

Verbesserung des Schutzes von Kindern und Jugendlichen in Nordrhein-Westfalen 
(Landeskinderschutzgesetz NRW) 

Teil 1 
Grundsätze und Ziele 

§ 1 
Kinderrechte, Grundsätze 

(1) Kinderschutz dient dem Zweck, den Rechten des Kindes oder der jugendlichen Person im 
Sinne von Artikel 3 des Übereinkommens über die Rechte des Kindes vom 20. November 
1989 (BGBI. 1992 II S. 121 ), Artikel 6 des Grundgesetzes und Artikel 6 der Verfassung für das 
Land Nordrhein-Westfalen zur praktischen Wirksamkeit zu verhelfen. 

(2) Kinderschutz und Kinderrechte sind untrennbar miteinander verbunden. Voraussetzung für 
ihre Verwirklichung ist, dass die bestehenden Rechte auf Gehör und auf Berücksichtigung der 
Meinung von Kindern und Jugendlichen entsprechend ihrem Alter und ihrer Reife effektiv be­
rücksichtigt werden. Dabei sind die besonderen Belange von Kindern und Jugendlichen mit 
Behinderung zu beachten. 

(3) Pflege und Erziehung der Kinder sind das natürliche Recht der Eltern und die zuvörderst 
ihnen obliegende Pflicht. Alle nach Maßgabe der folgenden Vorschriften zum Kinderschutz 
berufenen Stellen sichern darüber hinaus die Rechte des Kindes oder der jugendlichen Person 
im Wege des kooperativen, institutionellen und intervenierenden Kinderschutzes. 

§2 
Ziele, Aufgaben und Begriffsbestimmungen 

(1) Zum Zwecke des Kinderschutzes sieht dieses Gesetz Fachstandards und Maßstäbe ihrer 
Qualitätsentwicklung vor, benennt Instrumente der interdisziplinären Zusammenarbeit unter 
Beteiligung der für den Kinderschutz Verantwortlichen und Dritter und legt Maßstäbe für den 
Schutz von Kindern in Einrichtungen unabhängig von deren Trägerschaft fest, die durch das 
Land gefördert werden. 

(2) Kinderschutz ist eine Querschnittsaufgabe, die durch staatliche und private Stellen, Kör­
perschaften, Anstalten, Stiftungen oder sonstige rechtsfähige oder teilrechtsfähige Einrichtun­
gen unabhängig von Rechtsform und Trägerschaft sowie natürliche Personen ausgeübt wird. 

(3) Für die Begriffe Kind und jugendliche Person gelten die Definitionen des § 7 Absatz 1 
Nummer 1 und 2 des Achten Buches Sozialgesetzbuch - Kinder und Jugendhilfe - in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 11. September 2012 (BGBI. 1 S. 2022) , das zuletzt durch 
Artikel 32 des Gesetzes vom 5. Oktober 2021 (BGBI. 1 S. 4607) geändert worden ist. 

(4) Beteiligte oder Beteiligter am Kinderschutz im Sinne dieses Gesetzes ist jede natürliche 
oder juristische Person, die Aufgaben des Kinderschutzes wahrnimmt. Ein förmlicher Bestel­
lungs- oder Übertragungsakt ist nicht erforderlich. 

(5) Kooperativer Kinderschutz besteht in der Bildung, Aufrechterhaltung und fachlichen Quali­
fikation interdisziplinärer Netzwerke zwischen Beteiligten am Kinderschutz mit dem Ziel, die 
Rechtspositionen des Kindes im Sinne von § 1 Absatz 1 zu wahren und zu fördern. 
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(6) Institutioneller Kinderschutz im Sinne dieses Gesetzes besteht in der Ausgestaltung von 
Einrichtungen und Angeboten der Kinder- und Jugendhilfe unabhängig von ihrer Rechtsnatur 
oder Trägerschaft einschließlich der fachlichen Qualifikationen und persönlichen Eignung der 
in, bei oder mit ihnen Beschäftigten oder sonst Tätigen in einer die Rechtspositionen des Kin­
des im Sinne von § 1 Absatz 1 und 3 Satz 2 wahrenden oder fördernden Art und Weise. 

(7) Intervenierender Kinderschutz im Sinne dieses Gesetzes umfasst die entsprechenden Re­
gelungen des Gesetzes zur Kooperation und Information im Kinderschutz vom 22 . Dezember 
2011 (BGBI. 1 S. 2975), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juni 2021 (BGBI. 1 
S. 1444) geändert worden ist, den Schutzauftrag nach§ 8a des Achten Buches Sozialgesetz­
buch sowie die den staatlichen Stellen zustehenden Eingriffsmittel in den Rechtskreis Dritter 
bei Vorliegen gewichtiger Anhaltspunkte für eine Kindeswohlgefährdung. 

Teil 2 
Stärkung der Rechte und des Schutzes von Kindern und Jugendlichen 

§3 
Kinder- und Jugendhilfe, Recht auf Beratung, Beteiligung und Information 

(1) Öffentliche und freie Jugendhilfe unterstützen Kinder und Jugendliche in Gestalt der Ver­
wirklichung des Schutzauftrages aus § 1 Absatz 1. Sie achten dabei die individuellen Lebens­
und Sozialisationsbedingungen von Kindern und Jugendlichen und tragen dazu bei, Benach­
teiligungen zu vermeiden und abzubauen. 

(2) Kinder und Jugendliche sind im Rahmen des § 8 des Achten Buches Sozialgesetzbuch 
entsprechend ihrem Entwicklungsstand an allen sie betreffenden Entscheidungen der öffentli­
chen oder freien Jugendhilfe zu beteiligen und in geeigneter Weise über ihre Rechte zu infor­
mieren. Dies erfolgt in einer für die Kinder und Jugendlichen verständlichen, nachvollziehbaren 
und wahrnehmbaren Art und Weise. 

(3) Im Zusammenhang mit Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe nach § 2 des Achten Buches 
Sozialgesetzbuch und deren Wahrnehmung durch die öffentliche oder freie Jugendhilfe hat 
das Jugendamt Kinder und Jugendliche und ihre Familien auf die Möglichkeit der Beratung in 
einer sowie Vermittlung und Klärung bei Konflikten durch eine Ombudsstelle nach § 9a des 
Achten Buches Sozialgesetzbuch hinzuweisen. 

Teil 3 
Verfahren im Kinderschutz 

§4 
Aufgaben des Jugendamtes im Kinderschutzverfahren 

(1) Das Jugendamt ist die zentrale Stelle für die Aufgabenwahrnehmung bei Kindeswohlge­
fährdungen . Zur Wahrnehmung des Schutzauftrages wirkt das Jugendamt gemeinsam mit an­
deren, dem Kindeswohl dienenden Institutionen und Professionen gemäß § 8a des Achten 
Buches Sozialgesetzbuch und § 4 des Gesetzes zur Kooperation und Information im Kinder­
schutz zusammen. Die Regelungen nach§ 4 des Gesetzes zur Kooperation und Information 
im Kinderschutz bleiben unberührt. 

(2) Das Jugendamt stellt durch geeignete Vorkehrungen sicher, dass Informationen über mög­
liche Gefährdungen von Kindern oder Jugendlichen zu jeder Zeit aufgenommen und bearbeitet 
werden. Es sorgt dafür, dass ein unverzügliches Handeln sichergestellt ist, um Gefahren für 
das Wohl von Kindern und Jugendlichen zu begegnen. 
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(3) Das Jugendamt beteiligt Kinder und Jugendliche bei der Gefährdungseinschätzung und im 
gesamten Verfahren nach § 8a des Achten Buches Sozialgesetzbuch entsprechend ihrem Al­
ter und ihrer Reife, soweit hierdurch der wirksame Schutz dieses Kindes oder dieser jugendli­
chen Person nicht in Frage gestellt wird. 

§5 
Fachliche Standards in Verfahren zum Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung 

(1) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe haben nach § 79a Satz 1 des Achten Buches So­
zialgesetzbuch Grundsätze und Maßstäbe für die Bewertung der Qualität sowie geeignete 
Maßnahmen zu ihrer Gewährleistung für den Prozess der Gefährdungseinschätzung nach 
§ 8a des Achten Buches Sozialgesetzbuch weiterzuentwickeln, anzuwenden und regelmäßig 
zu überprüfen. Sie sollen dabei als Mindeststandard die fachlichen Empfehlungen „Empfeh­
lung Schutzauftrag. Gelingensfaktoren bei der Wahrnehmung des Schutzauftrags gemäß § 8a 
SGB VIII. Empfehlungen für die Jugendämter" der nach § 85 Absatz 2 des Achten Buches 
Sozialgesetzbuch zuständigen Behörde in ihrer im Dezember 2020 veröffentlichten, bezie­
hungsweise nach Maßgabe des Absatzes 3 weiterentwickelten Fassung, berücksichtigen. 

(2) Bei der Anwendung des Absatzes 1 haben die Jugendämter insbesondere die Beachtung 
folgender Verfahrensstandards sicherzustellen: 

1. die geeignete fachliche Qualifikation der Fachkräfte im Jugendamt gemäß § 72 Absatz 1 
des Achten Buches Sozialgesetzbuch, 

2. das Zusammenwirken mehrerer Fachkräfte im Wege eines Mehraugenprinzips und 

3. die schriftliche oder elektronische Dokumentation des zum jeweiligen Zeitpunkt festge­
stellten Gefährdungsrisikos für das betroffene Kind oder die betroffene jugendliche Per­
son und der diese Risikobewertung tragenden tatsächlichen Umstände. 

(3) Die Landesjugendämter überprüfen die fachlichen Empfehlungen nach Absatz 1 Satz 2 
anlassbezogen, spätestens aber alle fünf Jahre und entwickeln diese im Einvernehmen mit 
der obersten Landesjugendbehörde bedarfsgerecht weiter. Dabei sollen Erkenntnisse aus den 
Qualitätsentwicklungsverfahren nach § 8 berücksichtigt werden. 

§6 
Stelle für Qualitätssicherung 

Die oberste Landesjugendbehörde bestimmt eine für die Qualitätsberatung nach § 7 und das 
Qualitätsentwicklungsverfahren nach § 8 zuständige Stelle. 

§1 
Qualitätsberatung 

(1) Die Jugendämter können sich in laufenden Verfahren nach § 8a des Achten Buches Sozi­
algesetzbuch stets mit dem Anliegen einer Qualitätsberatung an die nach § 6 zuständige Stelle 
wenden . 

(2) Bei der Qualitätsberatung bietet die nach § 6 zuständige Stelle den Jugendämtern die 
fachliche Reflexion und Einschätzung konkreter, sich aus einem Sachverhalt bei einem Ver­
fahren nach § 8a des Achten Buches Sozialgesetzbuch ergebender Einzelfragen oder abs­
trakter, aus einer Vielzahl ähnlich liegender Sachverhalte folgender Problemkonstellationen 
an und unterstützt oder berät sie bei deren Beurtei lung. 
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(3) Die Auswahl der Sachverhalte oder Problemstellungen obliegt allein dem Jugendamt. Ent­
scheidungen mit Außenwirkung darf die nach § 6 zuständige Stelle nicht treffen, die Verfah­
renshoheit verbleibt ausschließlich beim zuständigen Jugendamt. 

§8 
Qualitätsentwicklungsverfahren 

(1) Die nach § 6 zuständige Stelle unterstützt die Anwendung der fachlichen Empfehlungen 
gemäß § 5 Absatz 1 und 2 und die Qualitätsentwicklung gemäß § 79a des Achten Buches 
Sozialgesetzbuch in einem verbindlichen Verfahren (Qualitätsentwicklungsverfahren). Das 
Qualitätsentwicklungsverfahren besteht aus einer Evaluation und fachlichen Einordnung von 
konkreten Fallanalysen bereits abgeschlossener Sachverhalte sowie von Merkmalen zur 
Strukturqualität. Darauf aufbauend sollen Beratungsprozesse erfolgen. Das Qualitätsentwick­
lungsverfahren wird gemeinsam von den Jugendämtern und der nach § 6 zuständigen Stelle 
durchgeführt. Das Nähere zur Ausgestaltung des Qualitätsentwicklungsverfahrens regelt die 
nach § 6 zuständige Stelle in Abstimmung mit der obersten Landesjugendbehörde. 

(2) Das Qualitätsentwicklungsverfahren wird wiederkehrend alle fünf Jahre durchgeführt. In 
einem Turnus von fünf Jahren sollen Qualitätsentwicklungsverfahren in allen Jugendämtern 
durchgeführt werden. 

(3) Die Auswahl der konkreten Fälle für das Qualitätsentwicklungsverfahren erfolgt ausschließ­
lich durch das Jugendamt. Die Auswahl soll einer möglichst repräsentativen Stichprobe der 
durchgeführten Gefährdungseinschätzungen der vergangenen fünf Jahre entsprechen. Sie 
umfasst deshalb sowohl zielgerichtet als auch zufällig ausgewählte Gegenstände. 

(4) Die Durchführung eines Qualitätsentwicklungsverfahrens ist darüber hinaus auch ohne 
Rücksicht auf den Turnus zulässig, sofern ein Jugendamt oder die zuständige Stelle nach§ 6 
dies im Einzelfall anregt. 

(5) Die nach § 6 zuständige Stelle erstellt über jedes Qualitätsentwicklungsverfahren einen 
Bericht, der dem Jugendamt vorgelegt wird. Zu den Erkenntnissen des Berichtes und daraus 
resultierenden Umsetzungsvorschlägen soll die Verwaltung des Jugendamtes im örtlichen Ju­
gendhilfeausschuss berichten. 

(6) Die nach § 6 zuständige Stelle veröffentlicht wiederkehrend alle fünf Jahre einen auswer­
tenden Bericht aller in diesem Zeitraum durchgeführten Qualitätsentwicklungsverfahren in 
anonymisierter Form. 

Teil 4 
Interdisziplinäre Kooperation im Kinderschutz 

§9 
Netzwerke Kinderschutz 

(1) Die Jugendämter bilden Netzwerke zur interdisziplinären Zusammenarbeit bei der Wahr­
nehmung des Schutzauftrags bei Kindeswohlgefährdung (Netzwerke Kinderschutz). Die Netz­
werke Kinderschutz werden in jedem Jugendamtsbezirk oder jugendamtsbezirksübergreifend 
in interkommunaler Zusammenarbeit mehrerer benachbarter Gemeinden oder innerhalb eines 
Kreises gebildet, finanziert, koordiniert und laufend weiterentwickelt. Eine interkommunale Zu­
sammenarbeit soll in Vereinbarungen geregelt werden. 

(2) Jedes Jugendamt unterhält eine Koordinierungsstelle für das Netzwerk Kinderschutz, das 
es gebildet hat oder an dem es beteiligt ist. Im Falle eines interkommunalen Netzwerkes soll 
die Zusammenarbeit der beteiligten Koordinierungsstellen in Vereinbarungen geregelt werden. 
Aufgaben der Koordinierungsstellen sind insbesondere 
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1. die fachliche Begleitung des Netzwerkes in seiner Aufgabenwahrnehmung, 

2. die Koordinierung von Maßnahmen zur Sicherstellung der Netzwerkstrukturen, insbeson­
dere der Netzwerktreffen, 

3. die bedarfsgerechte Organisation regelmäßiger Fortbildungsangebote für die am Netz­
werk Teilnehmenden und 

4. der Informationstransfer zu und aus sowie die Vertretung in anderen Netzwerken und 
Arbeitsgemeinschaften im Jugendamtsbezirk mit Berührungspunkten zum Kinderschutz. 

(3) Das Netzwerk Kinderschutz soll die Rahmenbedingungen für eine effektive und schnelle 
Zusammenarbeit bei möglicher Kindeswohlgefährdung sicherstellen. Hierzu gehören insbe­
sondere 

1. die strukturelle Vernetzung der mit einer möglichen Kindeswohlgefährdung befassten 
Stellen im Jugendamtsbezirk, 

2. Absprachen zum Verfahren bei möglicher Kindeswohlgefährdung gemäß § 8a des Ach­
ten Buches Sozialgesetzbuch und § 4 des Gesetzes zur Kooperation und Information im 
Kinderschutz und 

3. die Herstellung von Transparenz über Mitteilungswege und die Übermittlung von Informa-
tionen gemäß§ 4 des Gesetzes zur Kooperation und Information im Kinderschutz. 

Zur Erreichung der in den Sätzen 1 und 2 genannten Ziele können im Netzwerk anonymisierte 
Fallkonferenzen durchgeführt werden. Das Netzwerk informiert bürgernah die Öffentlichkeit 
über Verfahren, Strukturen und Ansprechpersonen im Kinderschutz. 

(4) In das Netzwerk Kinderschutz sollen Vertretungen insbesondere folgender Einrichtungen 
oder Berufsgruppen einbezogen werden: 

1. das Jugendamt, insbesondere der Allgemeine Soziale Dienst, 

2. Träger von Einrichtungen und Diensten, mit denen Vereinbarungen gemäß§ 8a Absatz 4 
des Achten Buches Sozialgesetzbuch bestehen, 

3. insoweit erfahrene Fachkräfte, 

4. Geheimnisträger gemäß § 4 Absatz 1 des Gesetzes zur Kooperation und Information im 
Kinderschutz, 

5. Schulen, 

6. Gesundheitsämter, 

7. Polizei- und Ordnungsbehörden, 

8. Familiengerichte, 

9. Staatsanwaltschaften, 

10. Verfahrensbeistände, 
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11. Träger der Eingliederungshilfe für Minderjährige nach dem Neunten Buch Sozialgesetz­
buch vom 23. Dezember 2016 (BGBI. 1 S. 3234 ), das zuletzt durch Artikel 7 c des Gesetzes 
vom 27. September 2021 (BGBI. 1 S. 4530) geändert worden ist, und 

12. Netzwerke Frühe Hilfen. 

Weitere Einrichtungen und Berufsgruppen können nach Maßgabe der örtlichen Gegebenhei­
ten vertreten sein. 

(5) Das Netzwerk Kinderschutz organisiert mit Unterstützung der Koordinierungsstelle Kinder­
schutz bedarfsgerecht, mindestens jedoch dreimal jährlich, interdisziplinäre Qualifizierungsan­
gebote zur Wahrnehmung des Schutzauftrags bei Kindeswohlgefährdung für Einrichtungen 
oder Berufsgruppen nach Absatz 4. 

Teil 5 
Kinderschutzkonzepte 

§ 10 
Pflegekinderhilfe 

(1) Zur Sicherung der Rechte von Kindern und Jugendlichen in Pflegeverhältnissen entwickeln 
die Landesjugendämter Empfehlungen gemäß § 79a des Achten Buches Sozialgesetzbuch 
für die Jugendämter. 

(2) Die Landesjugendämter überprüfen die Empfehlungen anlassbezogen, spätestens aber 
alle fünf Jahre, und entwickeln diese bedarfsgerecht weiter. An diesem Prozess wird auch die 
oberste Landesjugendbehörde beteiligt. 

(3) Das Jugendamt stellt im Rahmen des § 37b Absatz 1 des Achten Buches Sozialgesetzbuch 
sicher, dass während der Dauer des Pflegeverhältnisses ein nach Maßgabe fachlicher Hand­
lungsleitlinien nach § 79a des Achten Buches Sozialgesetzbuch entwickeltes Konzept zur Si­
cherung der Rechte des Kindes oder der jugendlichen Person und zum Schutz vor Gewalt 
angewandt wird. Hierzu sollen die Pflegeperson sowie das Kind oder die jugendliche Person 
vor der Aufnahme und während der Dauer des Pflegeverhältnisses beraten und an der auf das 
konkrete Pflegeverhältnis bezogenen Ausgestaltung des Konzepts beteiligt werden. 

§ 11 
Schutzkonzepte in Einrichtungen und Angeboten der Kinder- und Jugendhilfe 

(1) Nach den Maßgaben der Regelungen des Achten Buches Sozialgesetzbuch sowie dieses 
Gesetzes ist in Einrichtungen und Angeboten der Kinder- und Jugendhilfe ein Konzept zur 
Sicherung der Rechte von Kindern und Jugendlichen und zu deren Schutz vor Gewalt zu ent­
wickeln, anzuwenden und zu überprüfen oder auf die Entwicklung, Anwendung und Überprü­
fung hinzuwirken sowie die Wahrnehmung der Aufgaben nach § Ba Absatz 4 des Achten Bu­
ches Sozialgesetzbuch sicherzustellen (Kinderschutzkonzept) . Dieses Konzept umfasst Maß­
nahmen zum Schutz von Kindern und Jugendlichen vor körperlicher, psychischer und sexua­
lisierter Gewalt, Machtmissbrauch in der Einrichtung oder dem Angebot sowie Maßnahmen 
zum Schutz von Kindern und Jugendlichen bei gewichtigen Anhaltspunkten für eine Kindes­
wohlgefährdung. Das Kinderschutzkonzept ist angepasst auf die Einrichtung oder das Ange­
bot zu entwickeln. Kinder und Jugendliche sind an der Entwicklung des Kinderschutzkonzep­
tes entsprechend ihrem Alter und ihrer Reife zu beteiligen. 
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(2) Die Träger von Einrichtungen im Sinne des § 45a des Achten Buches Sozialgesetzbuch 
haben im Rahmen des § 45 Absatz 2 Satz 2 Nummer 4 des Achten Buches Sozialgesetzbuch 
die Entwicklung, Anwendung und Überprüfung eines Schutzkonzeptes vor Gewalt zu gewähr­
leisten. In Vereinbarungen der Jugendämter mit den Trägern ist die Wahrnehmung der Aufga­
ben nach § 8a Absatz 4 SGB des Achten Buches Sozialgesetzbuch sicherzustellen. 

(3) Die Träger von Einrichtungen oder Angeboten nach dem Kinder- und Jugendförderungs­
gesetz vom 12. Oktober 2004 (GV. NRW. S. 572), das zuletzt durch Gesetz vom 26. Februar 
2019 (GV. NRW. S. 151) geändert worden ist, wirken auf die Entwicklung, Anwendung und 
Überprüfung eines Kinderschutzkonzeptes hin, sofern sie Förderung aus Landesmitteln ge­
mäß§ 16 Absatz 1 des Kinder- und Jugendförderungsgesetzes beantragen oder bereits er­
halten. 

(4) Kindertagespflegepersonen haben auch in ihrer pädagogischen Konzeption die Sicherung 
der Rechte von Kindern zu gewährleisten. Sie haben in allen Fragen zur Sicherung des Kin­
deswohls und zum Schutz der Kinder vor Gewalt einen Anspruch auf Beratung. In Vereinba­
rungen der Jugendämter mit den Kindertagespflegepersonen ist die Wahrnehmung der Auf­
gaben nach § 8a Absatz 5 des Achten Buches Sozialgesetzbuch sicherzustellen. 

(5) Die Träger von außerunterrichtlichen Angeboten der Offenen Ganztagsschulen im Primar­
bereich wirken auf die Entwicklung, Anwendung und Überprüfung eines Kinderschutzkonzep­
tes in den Angeboten hin und streben eine Verzahnung mit in den Primarschulen bestehenden 
oder zu entwickelnden Schutzkonzepten gegen Gewalt an. 

(6) Die Umsetzung von Kinderschutzkonzepten nach den Absätzen 2 bis 5 soll in den Einrich­
tungen und Angeboten durch die Träger fachlich beraten und durch Qualifizierungsangebote 
unterstützt werden. Die oberste Landesjugendbehörde trifft mit den kommunalen Spitzenver­
bänden, den Spitzenverbänden der Freien Wohlfahrtspflege, den Kirchen und den Verbänden 
der Träger unter Beteiligung der Landesjugendämter Vereinbarungen über die Qualitätssiche­
rung und -entwicklung für Kinderschutzkonzepte. 

Teil 6 
Belastungsausgleich und Förderung durch das Land 

§ 12 
Belastungsausgleich durch das Land 

(1) Für die wesentlichen Belastungen der örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe infolge 
der Übernahme der in den §§ 5, 8 und 9 geregelten Aufgaben wird ein finanzieller Ausgleich 
nach Maßgabe dieses Gesetzes und des Konnexitätsausführungsgesetzes vom 22. Juni 2004 
(GV. NRW. S. 360), das zuletzt durch Artikel 12 des Gesetzes vom 1. Dezember 2021 (GV. 
NRW. S. 1346) geändert worden ist, gewährt. 

(2) Der finanzielle Ausgleich beträgt im Jahr 2022 45 794 944 Euro, im Jahr 2023 
69 098 724 Euro und in den darauffolgenden Jahren jeweils 69 505 033 Euro. Die Höhe des 
jeweiligen Aufwandes und die für die Berechnung getroffenen Annahmen ergeben sich aus 
der Kostenfolgeabschätzung, die diesem Gesetz beigefügt ist (Anlage). 

(3) Der Ausgleich nach Absatz 2 wird auf die einzelnen örtlichen Träger der öffentlichen Ju­
gendhilfe verteilt. Der Anteil des jeweiligen örtlichen Trägers der öffentlichen Jugendhilfe ergibt 
sich für die Aufgaben nach § 5 aus der Anzahl der Kinder und Jugendlichen im Jugendamts­
bezirk im Verhältnis zur landesweiten Gesamtzahl der Kinder und Jugendlichen laut Fort­
schreibung des Bevölkerungsstandes durch den Landesbetrieb Information und Technik Nord­
rhein-Westfalen zum 31. Dezember 2020. Der Anteil des jeweiligen örtlichen Trägers der öf­
fentlichen Jugendhilfe ergibt sich für die Aufgaben nach § 9 aus der Anzahl der Kinder und 
Jugendlichen im Jugendamtsbezirk im Verhältnis zur landesweiten Gesamtzahl der Kinder und 
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Jugendlichen laut Fortschreibung des Bevölkerungsstandes durch den Landesbetrieb Infor­
mation und Technik Nordrhein-Westfalen zum 31. Dezember 2020. Für Aufgaben nach § 9 
Absatz 1 bis 4 wird dabei bei den Personalkosten ein Sockel in Höhe von 0,5 Vollzeitäquiva­
lenten angesetzt, sofern der Anteil unter diesen Wert absinkt. Für Aufgaben nach § 9 Absatz 
1 bis 4 und 5 wird dabei bei den Sachkosten ein Sockel in Höhe von 5 000 Euro angesetzt, 
sofern der Anteil unter diesen Wert absinkt. 

(4) Der Ausgleich erfolgt zum 30. Juni des betreffenden Jahres. Davon abweichend wird der 
Ausgleich für das Jahr 2022 am 30. September 2022 ausgezahlt. 

§ 13 
Überprüfung der Kostenfolgeabschätzung 

(1) Zuständige Behörde nach § 5 des Konnexitätsausführungsgesetzes ist die oberste Lan­
desjugendbehörde. 

(2) Die oberste Landesjugendbehörde überprüft nach Abstimmung mit den kommunalen Spit­
zenverbänden im Einvernehmen mit dem für Kommunales zuständigen Ministerium und dem 
für Finanzen zuständigen Ministerium die Kostenfolgeabschätzung und die gesamten Auswir­
kungen dieses Gesetzes zum 30. Juni 2024 und danach wiederkehrend alle drei Jahre. Im 
Übrigen gilt § 4 des Konnexitätsausführungsgesetzes. Über den Belastungsausgleich ist zeit­
nah eine erneute Entscheidung zu treffen, wenn sich herausstellt, dass die Annahmen der 
Kostenprognose unzutreffend waren und der Ausg leich deshalb grob unangemessen ist. 

(3) Die oberste Landesjugendbehörde wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem für Kommu­
nales zuständigen Ministerium und dem für Finanzen zuständigen Ministerium den Verteil­
schlüssel gemäß § 12 Absatz 3 an die Fortschreibung des Bevölkerungsstandes durch den 
Landesbetrieb Information und Technik Nordrhein-Westfalen anzupassen. 

§14 
Förderung durch das Land 

(1) Das Land unterstützt die Entwicklung, Anwendung und Überprüfung von Kinderschutzkon­
zepten nach den §§ 1 O und 11 durch Förderung der Qualifizierung des pädagogischen Perso­
nals sowie der Fachberatung. Die Höhe der Förderung wird für den Bereich der Kindertages­
betreuung jährlich unter Berücksichtigung der Zahl der Kindertageseinrichtungen und Kinder­
tagespflegepersonen, für die ein Zuschuss nach§ 47 des Kinderbildungsgesetzes vom 3. De­
zember 2019 (GV. NRW. S. 894, ber. 2020 S. 77) in der jeweils geltenden Fassung gezahlt 
wird , angepasst. 

(2) Das Land unterstützt die Schaffung und den Betrieb von Ombudsstellen nach § 9a des 
Achten Buches Sozialgesetzbuch. Das Land stellt hierfür jährlich insgesamt einen Betrag in 
Höhe von 1 500 000 Euro zur Verfügung. 

(3) Im Jahr des lnkrafttretens nach§ 19 Satz 1 erfolgt die Förderung anteilig entsprechend der 
Zeit vom Inkrafttreten nach § 19 Satz 1 bis zum Jahresende im Vergleich zum gesamten Jahr. 

§15 
Erprobung innovativer Maßnahmen im Kinderschutz 

(1) Das Land setzt sich für die innovative Weiterentwicklung des Kinderschutzes ein. Zur mo­
dellhaften Erprobung von Maßnahmen, insbesondere zur Sicherung und Weiterentwicklung 
der Prozess- und Strukturqualität bei der Wahrnehmung der Aufgaben nach § 8a des Achten 
Buches Sozialgesetzbuch, kann die Oberste Landesjugendbehörde hierzu Abweichungen von 
den Regelungen dieses Gesetzes zulassen. Die Regelungen des Achten Buches Sozialge­
setzbuch bleiben hiervon unberührt. 
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(2) Sofern die Erkenntnisse aus Maßnahmen nach Absatz 1 geeignet sind, können diese ins­
besondere im Rahmen von Qualitätsentwicklungsverfahren nach § 8 sowie bei der Weiterent­
wicklung von Empfehlungen nach § 5 Absatz 3 von den zuständigen Stellen berücksichtigt 
werden. 

Teil 7 
Datenschutz, Berichtswesen 

§ 16 
Datenschutz 

Datenschutzrechtliche Bestimmungen, insbesondere solche über den Sozialdatenschutz nach 
§ 35 Absatz 1 und 2 des Ersten Buches Sozialgesetzbuch - Allgemeiner Teil - (Artikel I des 
Gesetzes vom 11. Dezember 1975, BGBI. 1 S. 3015), das zuletzt durch Artikel 32 des Gesetzes 
vom 20. August 2021 (BGBI. 1 S. 3932) geändert worden ist,§§ 61 bis 68 des Achten Buches 
Sozialgesetzbuch und §§ 67 bis 85a des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch - Sozialverwal­
tungsverfahren und Sozialdatenschutz- in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. Januar 
2001 (BGBI. 1 S. 130), das zuletzt durch Artikel 45 des Gesetzes vom 20. August 2021 (BGBI. 
1 S. 3932) geändert worden ist, bleiben von den Vorschriften dieses Gesetzes unberührt. So­
weit ein Datenumgang bei der Anwendung dieses Gesetzes erforderlich ist oder erfolgt, richtet 
er sich ausschließlich nach den in Satz 1 genannten Vorschriften. 

§ 17 
Berichtswesen 

Die oberste Landesjugendbehörde stellt den Rahmen für ein landesweites Berichtswesen zur 
Strukturqualität im Kinderschutz zur Verfügung. Die Jugendämter können sich an dem Be­
richtswesen beteiligen. Die oberste Landesjugendbehörde kann Dritte zur Umsetzung des Be­
richtswesens hinzuziehen. 

Teil 8 
Schlussbestimmungen 

§ 18 
Berichtspflicht 

Die Landesregierung berichtet dem Landtag spätestens zum 31. Dezember 2026 über die 
Erfahrungen bei der Anwendung dieses Gesetzes. 

§ 19 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Satzes 2 am 1. Mai 2022 in Kraft. Die §§ 6 bis 8 treten 
am 1. Juli 2023 in Kraft. 
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Artikel 2 
Änderung des Kinderbildungsgesetzes 

Das Kinderbildungsgesetz vom 3 . Dezember 2019 (GV. NRW. S. 894, ber. 2020 S. 77) wird 
wie folgt geändert: 

1. In § 22 Absatz 2 Satz 3 Nummer 2 wird das Wort „Vereinbarung" durch das Wort „Ver­
ordnung" ersetzt. 

2. In § 22 Absatz 2 Satz 3 Nummer 2, § 28 Absatz 1 Satz 1 und 4 und Absatz 3 Satz 1 und 
§ 32 Absatz 3 Nummer 4 wird jeweils das Wort „Personalvereinbarung" durch das Wort 
,,Personalverordnung" ersetzt. 

3. In § 46 Absatz 5 Satz 2 wird das Wort „zehn" durch die Angabe „ 15,595" ersetzt. 

4. § 47 Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird die Angabe „ 1 000" durch die Angabe „ 1 100" ersetzt. 

b) In Satz 3 wird die Angabe „500" durch die Angabe „550" ersetzt. 

Artikel 3 
Inkrafttreten 

(1) Artikel 1 tritt vorbehaltlich des Satzes 2 am 1. Mai 2022 in Kraft. Die §§ 6 bis 8 des Lan­
deskinderschutzgesetzes vom [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle dieses Geset­
zes] treten am 1. Juli 2023 in Kraft. 

(2) Artikel 2 tritt am 1. August 2022 in Kraft . 

Düsseldorf, den 6. April 2022 

Andre Kuper 
Präsident 
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Anlage 1 

Kostenfolgeabschätzung gemäß § 3 KonnexAG 

Der Gesetzentwurf sieht konnexitätspflichtige Regelungen vor, so dass gemäß § 3 KonnexAG 
eine Kostenfolgeabschätzung vorzunehmen ist. 

Mit § 5 Abs. 1 und 2 werden die von der gesetzlich für diese Aufgaben zuständigen Stelle 
(Landesjugendämter) vorgelegten Empfehlungen zur Wahrnehmung der Aufgaben und bei 
Verfahren nach § Ba des Achten Buches Sozialgesetzbuch als verbindliche Grundlagen für 
entsprechende Verfahren normiert. Es handelt sich dabei um eine „Soll"-Vorschrift. Nach bun­
desgesetzlicher Regelung sind die Jugendämter bis dato lediglich dazu verpflichtet, sich im 
Rahmen kommunaler Zuständigkeit für die Qualitätsentwicklung (§ 79a SGB VIII) an diesen 
Handlungsempfehlungen zu orientieren. 

Zur Umsetzung dieser Empfehlungen kann festgestellt werden, dass eine Beschlussfassung 
zu diesen Handlungsempfehlungen seitens der Landesjugendhilfeausschüsse vorliegt, die 
u.a. enthält, dass eine Befassung der örtlichen Jugendhilfeausschüsse angestrebt werden soll: 
„Auf der Grundlage einer Vereinbarung mit den Kommunalen Spitzenverbänden wurde die 
ursprüngliche Orientierungshilfe nun in überarbeiteter Fassung als gemeinsame Empfehlung 
der beiden nordrhein-westfälischen Landesjugendämter von den beiden Landesjugendhil­
feausschüssen beschlossen. Beide Ausschüsse haben ihre Entscheidung mit der Empfehlung 
verbunden, die vorliegende Empfehlung auch in den örtlichen Jugendhilfeausschüssen als 
Grundlage der Arbeit der Jugendämter beschließen zu lassen. Dadurch soll sichergestellt wer­
den, dass Sorgeberechtigte, Kinder und Jugendliche in allen Regionen auf vergleichbare Qua­
litätsmerkmale in der Arbeit im Kinderschutz vertrauen können." Die Kommunalen Spitzenver­
bände haben mit Schreiben vom 21.01 .2021 eine entsprechende Beschlussfassung in den 
örtlichen Jugendämtern angeregt: ,,Um die Verbindlichkeit der Empfehlungen der beiden Lan­
desjugendämter zum Kindesschutz zu erhöhen, empfehlen die kommunalen Spitzenverbände 
daher, diese Empfehlungen auch von den örtlichen Jugendhilfeausschüssen als Grundlage 
der Arbeit der Jugendämter beschließen zu lassen. Dadurch soll sichergestellt werden, dass 
Sorgeberechtigte, Kinder und Jugendliche in allen Regionen in NRW auf vergleichbare Quali­
tätsmerkmale in der Arbeit im Kinderschutz vertrauen können." 

Der tatsächliche Stand der Umsetzung der Handlungsempfehlungen ist in den 186 Jugend­
ämtern gegenwärtig heterogen. Teilweise waren die Handlungsempfehlungen bereits Gegen­
stand einer Befassung in örtlichen Jugendhilfeausschüssen, teilweise wird eine solche ange­
strebt. Insoweit trifft auch die mit diesem Gesetz verbundene verbindliche Vorgabe zur An­
wendung der Handlungsempfehlungen auf unterschiedliche Umsetzungsstände in den Ju­
gendämtern. 

Die Kostenfolgeabschätzung gemäß § 3 KonnexAG erfolgt auf Grundlage einer landesweit 
pauschalierten Betrachtung, die alle Jugendämter in angemessener Form berücksichtigt. Die 
zusätzlichen Mittel sichern die notwendigen Prozesse vor Ort. 

Damit die nunmehr verbindlichen Handlungsempfehlungen gleichförmig umgesetzt werden 
können und aufgrund einer vergleichbaren und überprüfbaren Praxis auf der Grundlage lan­
desweit gültiger, verbindlicher Mindeststandards das Ziel einer Verbesserung der Qualität bei 
der Wahrnehmung der Aufgaben und bei Verfahren nach § Ba des Achten Buches Sozialge­
setzbuch erreicht werden kann, wird für die Kostenfolgeabschätzung zunächst die Annahme 
getroffen, dass durch den mit der Vereinheitlichung und verbindlichen Standardisierung ein­
hergehenden Mehraufwand hinsichtlich der bereits bestehenden Aufgabe davon auszugehen 
ist, dass für den jeweiligen Einzelfall mehr Zeit durch die Mitarbeitenden der Jugendämter vor 
Ort aufzuwenden ist. 
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Zur Ermittlung des konnexitätsrelevanten Mehraufwandes ist wie folgt vorgegangen worden: 

Grundlage der Kostenfolgeabschätzung ist eine empirische Analyse der Dortmunder Arbeits­
stelle Kinder- & Jugendhilfestatistik -AKJStat, Technische Universität Dortmund, FK 12, For­
schungsverbund DJI/TU Dortmund zur Arbeitsbelastung des Personals im ASO (KomDat Heft 
1, April 2020). Nach dieser sind wesentliche Aufgaben des ASO definiert, die die Arbeitsbe­
lastung im ASO abbilden. Im Einzelnen sind dies: 

• Hilfen zur Erziehung 
• Eingliederungshilfe 
• lnobhutnahmen 
• § 8a SGB VIII-Verfahren 

Zwar werden damit nicht alle Aufgaben im ASO erfasst. Jedoch stehen für weitere wesentliche 
Aufgaben(§§ 16 bis 20; 52 SGB VIII , fallunspezifische Aufgaben) keine hinreichenden Daten 
für eine Einbeziehung in eine Ermittlung zur Arbeitsbelastung zur Verfügung, da diese nicht 
oder nur mit dem Merkmal „Ausgaben" in der Kinder- und Jugendhilfestatistik erfasst werden. 

Die TU Dortmund hat zur Ermittlung der Arbeitsbelastung die Maßnahmen in den o.g. Berei­
chen rechnerisch in ein Verhältnis zu den Vollzeitäquivalenten im ASO gesetzt. Insoweit sind 
die so erzielten Verhältnisse ein Indikator für die Arbeitsbelastung im ASO. 

Für Nordrhein-Westfalen stellen sich die Werte analog zur Untersuchung der Dortmunder Ar­
beitsstelle Kinder- & Jugendhilfestatistik-AKJStat, die eine bundesweite Darstellung zum Ge­
genstand hatte, nach Auskunft der Dortmunder Arbeitsstelle Kinder- & Jugendhilfestatistik -
AKJStat Dortmund wie folgt dar: 

Jahr 2018 2019 2020 

VZÄim ASD1 4.133 nicht erhoben noch nicht veröffentlicht 

Absolut 
pro VZÄ 

Absolut 
pro VZÄ 

Absolut 
pro VZÄ 

imASD imASD imASD 
Bevölkerung unter 18 2.995.296 725 3.008.120 I 3.017.836 I 
Jahren 
Beaonnene HzE2 48.940 11,8 48.770 I noch nicht veröffentlicht I 
Beendete HzE2 48.525 11,7 46.562 I noch nicht veröffentlicht I 
Am 31.12. laufende 86.200 20,9 88.327 I noch nicht veröffentlicht I 
HzE2 

Begonnene Hilfen § 
9.026 2,2 9.953 I noch nicht veröffentlicht I 

35a3 

Beendete Hilfen § 35a3 7.435 1,8 7.417 I noch nicht veröffentlicht I 
Am 31 .12. laufende Hil- 20.414 4,9 22.782 I noch nicht veröffentlicht I 
fen § 35a3 

Beendete Sa-Verfahren 43.578 10,5 49.707 I 54.347 I 
lnobhutnahmen (§ 42)4 12.850 3,1 12.415 I 11 .225 I 

1 Die Statistik der Einrichtungen und tätigen Personen der Kinder- und Jugendhilfe (ohne Tageseinrichtungen) wird nur zweijähr­
lich durchgeführt. Die Ergebnisse für den Stichtag 31.12.2020 wurden von IT.NRW noch nicht veröffentlicht. 
2 Hilfen zur Erziehung (ohne Erziehungsberatung gern . § 28 SGB VIII ), Hilfen für junge Volljährige. 
3 Eingliederungshilfen gern. § 35a SGB VIII. 
4 lnobhutnahmen gern.§ 42 SGB VIII (ohne vorläufige lnobhutnahmen gern.§ 42a SGB VIII). 
Quelle: Statistisches Bundesamt: Bevölkerungsstandstatistik; IT.NRW: Statistiken der Kinder- und Jugendhilfe - Einrichtungen 
und tätige Personen der Kinder- und Jugendhilfe (ohne Tageseinrichtungen); Erzieherische Hilfe, Eingliederungshilfe für seelisch 
behinderte junge Menschen, Hilfe für junge Volljährige; Gefährdungseinschätzungen nach § 8a Abs. 1 SGB VIII; Vorläufige 
Schutzmaßnahmen; versch. Jahrgänge; Berechnungen Arbeitsstelle Kinder- und Jugendhilfestatistik. 

Eine isolierte Betrachtung der Kennzahlen zur Arbeitsbelastung pro VZÄ im ASO von einzel­
nen Bereichen ist für eine Kostenfolgeabschätzung nicht sachgerecht. Es handelt sich hierbei 
lediglich um eine rein rechnerisch ermittelte Kennzahl , die nur in einem Zeitreihenvergleich 
eine empirische Aussage über die Entwicklung der Arbeitsbelastung ermöglicht. Die tatsächli­
che Verteilung der 4.133 VZÄ auf die o.g . Bereiche ist nicht bekannt. Insoweit wurden für die 
Kostenfolgeabschätzung diese Kennzahlen aggregiert, in dem alle Maßnahmen summiert und 
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durch die vorhandenen VZÄ dividiert wurden. Hieraus ergibt sich eine Gesamtarbeitsbelastung 
pro Vz.Ä im ASO. 

Maßnahmen KJ H-Statistik 
2018 

Gefährdungseinschätzun- 43.578 
Qen 
lnobhutnahmen 12.850 

HzE 86.200 

Eingliederungshilfen 20.414 

Gesamt 163.042 

Personal ASO 
VZÄ 4.133 

Gesamtarbeitsbelas- 39,45 
tung Maßnahmen pro 
VZÄ derzeit 

Hinsichtlich der Berücksichtigung des konnexitätsrelevanten Mehraufwandes wird davon aus­
gegangen, dass eine Verzahnung der Bereiche Gefährdungseinschätzung, lnobhutnahme und 
Hilfen zur Erziehung besteht und insoweit zu berücksichtigen ist. Die fachliche Einschätzung 
der Höhe des entstehenden Mehraufwandes, der zur Erfüllung der geänderten gesetzlichen 
Aufgaben erforderlich ist, führt insoweit zu der Annahme, dass von einem VZÄ im Bereich der 
Gefährdungseinschätzung nur noch 75 % der bisherigen Fälle bei Wahrung der geänderten 
gesetzlichen Anforderungen bearbeitet werden können. Da die angenommene Verzahnung im 
Rahmen der Kostenfolgeabschätzung lediglich die Tatbestände zu berücksichtigen hat, die im 
Rahmen der landesgesetzlich geregelten Spezifizierung der Aufgaben in Verfahren nach § 8a 
SGB VIII begründet liegen, ist die Reduzierung im Bereich der lnobhutnahmen und der HzE 
entsprechend geringer anzusetzen. Hier ist ausdrücklich darauf hinzuweisen, dass Folgekos­
ten durch eine Verbesserung von Verfahren nach § 8a SGB VIII nicht der Konnexitätspflicht 
unterliegen können, da nach § 8a SGB VIII bereits jetzt den Jugendämtern die Aufgaben ob­
liegt, in allen Fällen eine Kindeswohlgefährdung abzuwenden. Im Bereich der lnobhutnahmen 
und HzE werden hier 90 % angesetzt. Die Kalkulation stellt sich daher wie nachfolgend dar: 

Gefährdungseinschätzungen 75% der bisherigen Fälle/ VZÄ 

lnobhutnahmen 90% der bisherigen Fälle/ VZÄ 

HzE 90% der bisherigen Fälle/ VZÄ 

Eingliederungshilfen 100 % der bisherigen Fälle/ VZÄ 

In Ermangelung einer Datengrundlage für weitergehende Aufgaben des ASO wurden bei der 
Reduzierung insgesamt die zu diesen Bereichen bestehenden Schnittstellen entsprechend der 
vorangegangen Ausführungen berücksichtigt. Dies zeigt sich auch darin, dass alle VZÄ im 
ASO in die Gesamtgewichtung miteinbezogen werden und hier keine (angenommene) Vertei­
lung auf die Bereiche angesetzt wurde. 

In der Folge können aufgrund der geänderten gesetzlichen Anforderungen von den vorhande­
nen 4 .133 VZÄ nicht mehr 163.042, sondern lediglich 142.243 Fälle bearbeitet werden. Damit 
sinkt die Gesamtarbeitsbelastung auf 34,42 Maßnahmen pro VZÄ. Um alle 163.042 Fälle bei 
einer Gesamtarbeitsbelastung von 34,42 Maßnahmen pro VZÄ zu bearbeiten, würden 
4.737,35 VZÄ benötigt. Die daraus resultierende Differenz von 604,35 VZÄ stellt daher die 
Folge der konnexitätsrelevanten Mehrbelastung durch die veränderte gesetzliche Aufgabe 
dar. 
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Damit erhöhte sich der landesweite Personalbestand im ASD von 4.133 VZÄ um rund 15 % 
auf insgesamt rd . 4. 737 VZÄ. 

Die aufgrund des konnexitätsrelevanten Mehraufwandes geschätzten, zusätzlich erforderli­
chen VZÄ multipliziert mit der tariflichen Vergütung nach TVÖD SuE 14 Stufe 6 gültig ab 
01.04.2022 bei einem Arbeitgeberbruttozuschlag in Höhe von 27 % ergeben jährliche Kosten 
in Höhe von 47.380.569 Euro (604,35 VZÄ x 78.399,22 Euro). 

Es wird weiter ein Ausgleich der Sachkosten in Höhe von 10 % (4.738.057 Euro) sowie der 
Verwaltungsgemeinkosten in Höhe von 5 % berücksichtigt (2 .369.028 Euro) 

Daraus ergeben sich jährliche Kosten in Höhe von 54.487.654 Euro. 

Die Verteilung der Mittel wird auf der Grundlage des Anteils der Kinder in einem Jugendamts­
bezirk an allen Kindern in Nordrhein-Westfalen ermittelt. 

§ 8 Qualitätsentwicklungsverfahren sieht die verbindliche Mitwirkung der Kommunen an einem 
Qualitätsentwicklungsverfahren vor. 
Daraus ergibt sich, dass die Jugendämter alle fünf Jahre an einem zwei Monate dauernden 
Verfahren zur Evaluation und fachlichen Einordnung konkreter Fallanalysen bereits abge­
schlossener Sachverhalte sowie von Merkmalen zur Strukturqualität mitwirken müssen. Hierzu 
sind repräsentative Fälle im Vorfeld auszuwählen und die Unterlagen der zuständigen Stelle 
vorzulegen. 
Für diese Aufgabe wird kalkuliert, dass in den zwei Monaten der Umsetzung sowie einem 
halben Monat der Vorbereitung 0,2 Stellen Leitung des Jugendamtes (TVÖD VKA E 15 Stufe 
6 gültig ab 01.04.2022 bei einem Arbeitgeberbruttozuschlag in Höhe von 27 %; 113.576, 79 
Euro), 0,5 Stellen Mitarbeitender im ASD (TVÖD SuE 14 Stufe 6 gültig ab 01.04.2022 bei 
einem Arbeitgeberbruttozuschlag in Höhe von 27 %; 78.399,22 Euro) sowie 0,5 Stelle Sach­
bearbeitung TVÖD VKA E 8 Stufe 6 gültig ab 01 .04.2022 bei einem Arbeitgeberbruttozuschlag 
in Höhe von 27 %; 58.524,53 Euro ) im Jugendamt in Anspruch genommen werden. 

Dem folgend wurden die Kosten für eine 2,5-monatige Beschäftigung im oben genannten Um­
fang ermittelt: 

Summe der Kosten je Arbeitsplatz x Umfang* 0.20833333 (1 = 12 Monate) 

Schließlich wurde der so ermittelte Betrag durch 5 geteilt (5-jähriger Zyklus) und schließlich 
mit 186 (Anzahl der Jugendämter) multipliziert . 

Dies ergibt Kosten in Höhe von 706.624 Euro. 

Es wird weiter ein Ausgleich der Sachkosten in Höhe von 10 % (70.662 Euro) sowie 
der Verwaltungsgemeinkosten in Höhe von 5 % berücksichtigt (35.331 Euro) 

Im Ergebnis entstehen hier jährliche Kosten in Höhe von 812.617 € Euro. 
Die Verteilung auf die Jugendämter erfolgt gleichförmig, so dass jedes Jugendamt im Jahr 
4.368 Euro erhält. 

Mit § 9 Abs. 1 bis 4 werden die Vorgaben des § 4 KKG zu Netzwerken Kinderschutz konkreti­
siert. Es wird die Einrichtung einer Koordinierungsstelle für die Netzwerke Kinderschutz ver­
bindlich geregelt sowie Aufgaben dieser und des Netzwerkes beschrieben. Es entstehen Per­
sonal- und Sachkosten. 

Die Personalkosten entstehen insbesondere durch die Aufgaben der Koordinierungsstelle (§ 9 
Abs. 2) sowie die Unterstützung des Netzwerks bei der Öffentlichkeitsarbeit und der Organi­
sation interdisziplinärer Fortbildung (§ 9 Abs. 3 und Abs. 5). 



- 15 -

Zur Ermittlung der Kostenfolgen wurden für das Jugendamt Köln fachliche Annahmen getrof­
fen. Diese gehen davon aus, dass für die 9 Stadtbezirke insgesamt 4,5 Stellen für die Aufga­
ben der Koordinierungsstelle benötigt werden, insoweit also ein Vl.Ä die Aufgaben in zwei 
Stadtbezirken erfüllt. Eine halbe Stelle wurde als Gesamtkoordination angenommen. Insge­
samt sind somit 5 Vl.Ä kalkuliert. In Verbindung mit der Anzahl der Kinder in den Jugendamts­
bezirken ergibt sich so ein Koeffizient, der für die weiteren Jugendamtsbezirke angesetzt 
wurde. Dabei wird ab einem Absinken eines zu fördernden Stellenanteils unter 0,5 Vl.Ä ein 
Sockel von 0,5 festgelegt. Dieser Sockel greift bei 144 Jugendämtern. Insgesamt ergeben sich 
so 123, 18 Vl.Ä Die Kosten aus den Vl.Ä wurden mit TVÖD SuE 14 Stufe 6 gültig ab 
01.04.2022 bei einem Arbeitgeberbruttozuschlag in Höhe von 27 % kalkuliert (78.399,22 
Euro). Es ergeben sich Personalkosten in Höhe von 9.657.216 Euro. 

Es wird weiter zu diesen Personalkosten ein Ausgleich der Sachkosten in Höhe von 10 % 
(965.722 Euro) sowie der Verwaltungsgemeinkosten in Höhe von 5 % berücksichtigt 
(482.861 Euro) 

Zur Erfüllung der Aufgaben der Koordinierungsstelle und des Netzwerks fallen zudem Sach­
kosten an. Dies gilt insbesondere für Kosten der Netzwerktreffen, der Fortbildungen der Netz­
werk-Mitglieder, der Berufsgruppen der Netzwerkpartner, der Öffentlichkeitsarbeit. Zudem 
wurden Verfügungsmittel kalkuliert, um vor Ort einen Gestaltungsspielraum für individuelle, an 
die örtlichen Rahmenbedingungen angepasste Bedarfe zu eröffnen. Hierzu wurden erneut für 
das Jugendamt Köln folgende Annahmen getroffen: 

Kosten Netzwerktreffen 250 Euro 
Anzahl Netzwerktreffen 2 
Kosten Netzwerktreffen insgesamt 500 Euro 
Kosten Fortbildung 1.000 Euro 
Anzahl Fortbildungen Netzwerkpartner 2 

Anzahl Fortbildungen für Netzwerksmitglieder 2 
Kosten Fortbildungen insgesamt 4.000 Euro 
Öffentlichkeitsarbeit 500 Euro 
Veranstaltungen 1.000 Euro 
Verfügungsmittel 44.000 Euro 

Sachkosten gesamt 50.000 Euro 

Die Umlegung auf die anderen Jugendämter erfolgte analog zur Umlegung der Vl.Ä bei einem 
Sockel in Höhe von 5.000 Euro. Zwar würde sich rein rechnerisch bei Berücksichtigung der 
hier abgebildeten Kosten für Netzwerktreffen, Fortbildung, Öffentlichkeitsarbeit und Veranstal­
tungen ein Sockel von 6.000 Euro ergeben. Es wird aber davon ausgegangen, dass die Kosten 
in kleineren Jugendamtsbezirken für diese Bereiche geringer ausfallen, so dass auch hier noch 
Verfügungsmittel zur Verfügung stehen. Insgesamt ergeben sich für die Sachkosten Kosten­
folgen in Höhe von 1.231.757 Euro. 

In der Aufsummierung für alle Jugendämter ergeben sich für § 9 Abs. 1 bis 4 Kostenfolgen in 
Höhe von jährlich 12.337.556Euro. 

Nach§ 9 Abs. 5 ist es zudem Aufgabe der Netzwerke sowie der Koordinierungsstelle, inter­
disziplinäre Qualifizierungsangebote umzusetzen. Hierzu wurde analog zu den Berechnungen 
der Sachkosten der Netzwerke Kinderschutz für das Jugendamt Köln kalkuliert und folgende 
Annahmen getroffen: 
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Kosten/Fortbildung 2.000 Euro 

Bezirke 9 

VA/Jahr 3 

Kosten Fortbildungen insge- 54.000 Euro 
samt 
Verfügungsmittel 46.000 Euro 

Gesamtkosten 100.000 Euro 

Hier ist aufgrund der Beteiligung weiterer Berufsgruppen und somit auch der Komplexität der 
Inhalte sowie ggf. zeitlicher Aspekte (Fortbildungen am Wochenende/Abend) ein höherer Kos­
tenansatz zu den Fortbildungskosten zu wählen. Wegen der zu beteiligenden Partner soll ein 
stärkerer örtlicher Indikator berücksichtigt werden (Bezirke). Zudem werden Verfügungsmittel 
kalkuliert, um vor Ort einen Gestaltungsspielraum für individuelle, an die örtlichen Rahmenbe­
dingungen angepasste Bedarfe zu eröffnen. 

In der Aufsummierung für alle Jugendämter ergeben sich für § 9 Abs. 5 Kostenfolgen in Höhe 
von jährlich 1.867.206 Euro. 

Auch hier wurde mit dieser Kostenkalkulation vom Jugendamt Köln ausgegangen. Die Vertei­
lung erfolgt in der Folge für die weiteren Jugendämter auf der Grundlage des Anteils an Kin­
dern, an allen Kindern in Nordrhein-Westfalen bei einem Sockel in Höhe von 5.000 Euro. 
Insgesamt ergeben sich für Kostenfolgen für§ 9 in Höhe von jährlich 14.204.762 Euro. 

Insgesamt sind damit folgende Kostenfolgen kalkuliert : 

§ 5 Fachliche Standards in Verfahren zum 54.487 .654Euro 
Schutzauftraq bei Kindeswohlqefährdunq 
§ 8 Qualitätsentwicklung 812.617 Euro 
§ 9 Netzwerke Kinderschutz 14.204.762 Euro 
Insgesamt 69.505.033 Euro 

Einnahmen oder andere Entlastungen sind im Rahmen der Kostenfolgeabschätzung nicht zu 
berücksichtigen (§ 3 Abs. 2 S. 2 KonnexAG). 

Es werden keine besonderen Anforderungen an die Aufgabenerfüllung gestellt werden (§ 3 
Abs. 3 Nr. 1 KonnexAG). 


